
1 

 

Mietertag Baden-Württemberg 2026 
 
 

 

 
 
Antrag-Nr.:  A 4 

 

Stichwort: Gebietskulisse für die Mietpreisbremse sachgerecht ermitteln 

 

Adressat:   Landesregierung und Landtag von Baden-Württemberg 

 

Antragsteller:  Deutscher Mieterbund Bodensee e.V. 

 

 

 

 

Die Delegiertenversammlung des Mietertages Baden-Württemberg möge beschließen: 

 

1. Der Deutsche Mieterbund Baden-Württemberg fordert die Landesregierung auf, 1 

unverzüglich die Städte und Gemeinden mit gefährdeter Wohnungsversorgung 2 

im Land neu zu ermitteln, um eine lückenlose Geltung eines erweiterten Mieter-3 

schutzes durch die Mietpreisbremse, eine verringerte Kappungsgrenze bei Miet-4 

erhöhungen und eine verlängerte Kündigungssperrfrist nach einer Umwandlung 5 

einer Miet- in eine Eigentumswohnung zu gewährleisten. 6 

2. Der Deutsche Mieterbund Baden-Württemberg fordert eine systematische Über-7 

prüfung der Methode, mit der Städte und Gemeinden mit angespanntem Woh-8 

nungsmarkt ausgewählt werden. Dabei muss insbesondere analysiert werden, 9 

ob bislang gewählte Indikatoren überhaupt geeignet sind, verlässliche und gül-10 

tige Daten zur Bewertung örtlicher Wohnungsmärkte zu liefern. Außerdem ist zu 11 

klären, inwieweit die bislang verwendete Gewichtung der Indikatoren zu Verzer-12 

rungen und damit zu falschen Ergebnissen führt.  13 

3. Da nicht alle für den Wohnungsmarkt der einzelnen Städte und Gemeinden rele-14 

vanten Daten landesweit in der gleichen Güte vorliegen, ist eine qualifizierte Öff-15 

nungsklausel für die künftige Gebietskulisse erforderlich. Diese soll betroffenen 16 

Kommunen die Möglichkeit geben, eine Aufnahme in oder eine Streichung aus 17 

der Gebietskulisse zu beantragen. 18 

 

Begründung  

 

Mehrere Entscheidungen des Deutschen Bundestags, weitergehende Mieterschutzregelun-

gen nicht allgemein, sondern nur für Regionen mit angespannten Wohnungsmärkten, in denen 

die Versorgung der Bevölkerung mit Wohnraum zu angemessenen Bedingungen gefährdet 

ist, in Kraft zu setzen, hat zu einem mietrechtlichen Flickteppich geführt. Der Bundesgesetz-

geber nennt zwar Kriterien, die die Länder bei der Auswahl von Städten und Gemeinden, in 

denen die Wohnungsmärkte angespannt sind, beachten müssen. Eine konkrete, einheitliche 

Definition durch den Gesetzgeber fehlt jedoch. 
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Daher wählen die Bundesländer unterschiedliche Methoden, um die Auswahl einschlägiger 

Städte und Gemeinden zu begründen. Die Methode, mit der Baden-Württemberg die Gebiets-

kulisse fortgeschrieben hat, führte zu einer Reihe widersprüchlicher, zufälliger und nicht nach-

vollziehbarer Ergebnisse. Als Folge davon gibt es für die Großstadt Mannheim oder die Uni-

versitätsstadt Konstanz weniger Mieterschutz. Stattdessen wurden zahlreiche Gemeinden im 

ländlichen Raum neu aufgenommen, obwohl hier nur bedingt ein erhöhter Schutzbedarf von 

Mieterhaushalten gegeben ist. 

Im Koalitionsvertrag „Aus Verantwortung fürs Land“ haben die Regierungsparteien vereinbart: 

„Wir halten am Ziel fest, die Mietpreisbremse rechtssicher und mit angepasster Gebietskulisse, 

die die Lebensrealität abbildet, zu verlängern. Wir setzen dabei auf eine Reduzierung der maß-

geblichen Kriterien und sind grundsätzlich offen für die Diskussion und Evaluation der Syste-

matik.“  

Da die Rechtsverordnungen über die genannten Schutzrechte nur bis zum 31. Dezember 2026 

gültig sind, besteht hoher Zeitdruck. Wir fordern daher die Landesregierung zu unverzüglichem 

Handeln auf. 

 

 

Empfehlung der Antragskommission: 

 

Annahme 

 

 


